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Kapitel II 
, Bemessung des Zolls

§22
Zolltarif, Sonderzölle

(1) Der Zoll wird nach dem geltenden Zolltarif erhoben.

(2) Die Regierung kann durch Verordnung bestimmen, daß

1. für Waren, die Gegenstand eines Dumpings sind, zusätz­
lich Antidumpingzollsätze angewendet werden, die eine 
Zollbelastung in Höhe der Dumpingspanne ergeben,

2. für Waren, zu deren Gewinnung, Herstellung oder Aus­
fuhr unmittelbar oder mittelbar Prämien oder Subven­
tionen gewährt werden, zusätzlich Ausgleichszollsätze an­
gewendet werden, die eine Zollbelastung in Höhe der fest- 
gestellten oder geschätzten Prämien oder Subventionen er­
geben.

(3) Bei Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte wird auf An­
trag geprüft, ob

1. eingeführte Waren-Gegenstand eines Dumpings sind oder 
für sie Prämien oder Subventionen gewährt werden und

2. diese Einfuhren eine bedeutende Schädigung des betrof­
fenen Wirtschaftszweiges verursachen oder zu verursachen 
drohen oder die Errichtung eines Wirtschaftszweiges er­
heblich verzögern.

Die Regierung kann durch Verordnung das Prüfungsverfah­
ren .regeln. Sie hat dabei Auskünfte, Empfehlungen und Er­
läuterungen zwischenstaatlicher und überstaatlicher Organi­
sationen im Rahmen der vertraglichen Verpflichtungen zu be­
rücksichtigen.

(4) Sobald sich im Prüfungsverfahren (Absatz 3) mit einem 
hohen Grad von Wahrscheinlichkeit ergibt, daß die Voraus­
setzungen des Absatzes 3 Nr. 1 und 2 vorliegen, kann die Re­
gierung die in Absatz 2 Nr. 1 oder 2 vorgesehenen Zollsätze 
durch Verordnung' vorläufig festsetzen, wenn die Schädigung 
im Sinne des Absatzes 3 Nr. 2 unmittelbar bevorsteht und im 
Interesse der Allgemeinheit unverzüglich abgewendet werden 
muß. Die vorläufigen Antidumpingzollsätze oder Ausgleichs­
zollsätze dürfen bis zur geschätzten Höhe der Dumpingspanne 
oder der gewährten Prämie oder Subvention und höchstens 
für die Dauer von drei Monaten festgesetzt werden. Soweit 
die Prüfung ergibt, daß die Voraussetzungen für die Festset­
zung der Zollsätze des Absatzes 2 Nr. 1 oder 2 während der 
Geltungsdauer der nach Satz 1 erlassenen vorläufigen Anord­
nung voriagen, ist unverzüglich für die Zeit ab Inkrafttreten 
dieser vorläufigen Anordnung eine endgültige Regelung nach 
Absatz 2 Nr. 1 oder 2 zu erlassen; dabei ist eine Erhöhung 
der Zollsätze für die Zeit der Rückwirkung unzulässig; im 
übrigen sind die vorläufigen Antidumpingzollsätze oder Aus- 
gleichszollsätze rückwirkend aufzuheben. Die vorläufige An­
ordnung nach Satz 1 darf in demselben Prüfungsverfahren 
nicht wiederholt werden.

(5) Die Regierung kann durch Verordnung Zollsätze des 
Zolltarifs bis auf das Dreifache erhöhen und im Zolltarif statt 
Zollfreiheit Zollsätze bis zu einer Belastung in Höhe des 
höchsten Wertzollsatzes des Zolltarifs festsetzen, wenn diese 
Waren infolge einer unvorhergesehenen wirtschaftlichen Ent­
wicklung in zunehmendem Umfang unter solchen Umständen 
eingeführt werden, daß die dadurch geschaffene Lage die im 
Inland ansässigen Hersteller gleichartiger oder unmittelbar 
konkurrierender Erzeugnisse ernsthaft schädigt oder zu schä­
digen droht.

§23
Ausschluß der Meistbegünstigungsbehandlung

Die Regierung kann durch Verordnung Länder, die keine 
Meistbegünstigung für Zölle beanspruchen können, denen 
diese aber autonom gewährt wird, von der Meistbegünstigung 
in Übereinstimmung mit internationalen Verträgen aus­
schließen.

§24

Verbindliche Zolltarifauskunft

(1) Die Oberfinanzdirektion1 erteilt auf Antrag eine ver­
bindliche Zolltarifauskunft über die Position des Zolltarifs, 
zu der eine Ware gehört.

(2) Der Antragsteller kann verlangen, daß die durch die 
Auskunft gebundenen Zollstellen ihm gegenüber die tarif­
lich gleiche Ware entsprechend dieser Auskunft tarifieren. 
Wird die Auskunft geändert oder aufgehoben, so kann er dies 
noch drei Monate danach für diejenigen Waren verlangen, für 
die er nachweist, daß er die Verträge über ihren Bezug im 
guten Glauben an die Richtigkeit der Auskunft geschlossen 
hat; dies gilt nicht, wenn die Auskunft auf unrichtigen An­
gaben des Antragstellers beruht.

(3) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die in ihr ange­
wendeten Rechtsvorschriften geändert werden, spätestens je­
doch sechs Jahre nach ihrer Ausstellung. Die Rechte des An­
tragstellers erlöschen damit.

(4) Das Verfahren ist Bestandteil einer von der Regierung 
zu erlassenden Allgemeinen Zollordnung.

§25
Außertarifliche Zollfreiheit

(1) Der Minister der Finanzen kann, soweit dadurch nicht 
imangemessene Zollvorteile entstehen, in einer Durchfüh­
rungsbestimmung Zollfreiheit anordnen
1. für Waren, die nicht oder nicht mehr am Güterumsatz 

und an der Breisbildung teilnehmen,
a) wegen ihrer Beschaffenheit, wie Amtsschilder auslän­

discher oder internationaler Behörden, Akten und Ur­
kunden, Zahlungsmittel, Werbemittel, Warenmuster 
und -proben oder

b) wegen ihrer besonderen Widmung, wie Verteidigungs- 
gut, Gegenstände für öffentliche Sammlungen, For- 
schungs- und Bildungsmittel für öffentliche oder ge­
meinnützige Einrichtungen, Heiratsgut, oder

c) weil sie schon in den Gebrauch oder Verbrauch ihrer 
Besitzer übergegangen sind, wie Umschließungen, 
Reisebedarf, Schiffsbedarf, Übersiedlungsgut, Erb­
schaftsgut, oder

d) weil sie Geschenke oder Liebesgaben sind;

2. für Waren, die das Zollgebiet verlassen hatten, ohne ihre 
Zugehörigkeit oder enge Beziehung zur Wirtschaft des 
Zollgebiets verloren zu haben, wie Waren, die zur Be­
förderung, zum vorübergehenden Gebrauch, zur vorüber­
gehenden Lagerung, auf Bestellung, zur Ansicht, zum un­
gewissen Verkauf oder aus ähnlichen Anlässen in das 
Zollausland oder ein Zodlfreigebiet gebracht worden wa­
ren;

3. für Waren, die schon im Zeitpunkt ihrer Erzeugung oder 
Aneignung außerhalb des Zollgebiets seiner Wirtschaft 
zuzurechnen sind, wie Erzeugnisse grenzdurchschnittener 
land- und' forstwirtschaftliehar Betriebe, die vom Zoll­
gebiet aus bewirtschaftet werden, Fänge deutscher Fischer 
auf See, daraus auf deutschen Schiffen hergestellte Er­
zeugnisse;

4. für Waren, die im Zollgebiet nur vorübergehend verwen­
det und wieder ausgeführt werden;

5. für Waren in kleinen Mengen oder von geringem Wert, 
soweit dadurch schutzwürdige Interessen der inländischen 
Wirtschaft nicht verletzt werden;

6. unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit für Waren, 
für die nach zwischenstaatlichem Brauch kein Zoll er­
hoben wird.

1 Bis zur Einrichtung der Oberfinanzdirektionen erteilt die Abtei­
lung III (Zölle und Verbrauchsteuern) des Ministeriums der Finanzen 
diese Auskünfte.


